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THE E-GOVERNMENT IMPERATIVE OVERVIEW 

Kurzzusammenfassung 

Einführung 

Beim e-Government geht es mehr um Government als um "e". 

Die sich zunehmend entwickelnde Informationsgesellschaft hat zu wesentlichen Veränderungen 
in den Erwartungen der Bürger sowie in den organisatorischen Strukturen, Kulturen und 
Arbeitsprozessen geführt. Um den Ansprüchen der Gesellschaft weiterhin gerecht zu werden, müssen 
sich die Verwaltungskörperschaften anpassen und sich die Instrumente und Arbeitsweisen der 
Informationsgesellschaft zu eigen machen. Die OECD definiert "e-Government" als "die Nutzung von 
Informations- und Kommunikationstechnologien, insbesondere des Internets, als Hilfsmittel, um 
Verwaltungsaufgaben besser nachkommen zu können". Auf möglichst breiter Basis betriebenes 
e-Government soll ganz einfach ein besseres Regieren bewirken, da es die Möglichkeit bietet, im 
Rahmen politischer Maßnahmen bessere Ergebnisse, hochwertigere Dienstleistungen, mehr 
Bürgernähe und die Verbesserung anderer Schlüsselbelange zu erreichen. Die Verwaltungen werden 
und müssen weiterhin an Hand dieser etablierten Erfolgskriterien beurteilt werden.  

E-Government-Initiativen richten ihr Augenmerk auf eine Reihe von Fragen: Wie lassen sich eine 
effizientere ressortübergreifende Zusammenarbeit erzielen, um komplexe Probleme gemeinsam 
anzugehen, wie der Bürgerfokus verstärken und wie Beziehungen zu Partnereinrichtungen des 
privaten Sektors herstellen. Um bedarfsgerecht handeln zu können, gilt es, all diese Fragen zu 
beantworten. 

Vorteile des e-Government 

E-Government verstärkt die Effizienz 

Bei Massenverarbeitungsprozessen und so manchen behördlichen Aufgabenstellungen steigern 
Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) die Effizienz. Mit internetgestützten 
Anwendungen lassen sich bei der Erfassung und Übertragung von Daten, bei der Bereitstellung von 
Informationen sowie bei der Kommunikation mit den Bürgern Einsparungen erzielen. Ein erhebliches 
Leistungssteigerungspotenzial liegt in Zukunft auch im stärkeren inner- und zwischenstaatlichen 
Datenaustausch. 
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E-Government verbessert die Servicequalität 

Kernstück vieler Reformpläne in den Mitgliedstaaten ist es, die Bürger besser zu bedienen. 
Besserer Bürgerservice (sowohl on- als auch offline) beruht auf dem richtigen Verständnis der 
Anforderungen. Ein stärkerer Bürgerfokus heißt, dass es nicht Sache des Bürgers sein darf, sich mit 
komplexen Behördenwegen und Amtsbeziehungen auseinanderzusetzen, um mit den gewünschten 
Stellen in Kontakt zu treten. Dieses Ziel kann durch einen einheitlichen Internetauftritt mit einem 
nahtlosen Online-Service erreicht werden. Wie alle Dienste sind e-Government-Dienste bedarfs- und 
nutzerorientiert als Teil einer Gesamtservicestrategie zu entwickeln. 

E-Government kann einen Beitrag  zur Erreichung bestimmter 
politischer Ergebnisse… 

Durch Förderung von Informations- und Meinungsaustausch kann das Internet dazu beitragen, 
bestimmte politische Ergebnisse zu erzielen. Onlineinformation kann zum Beispiel die 
Inanspruchnahme von Aus- und Fortbildungsangeboten fördern, Informationen im Bereich des 
Gesundheitswesens können zu einer besseren Nutzung der Ressourcen und Gesundheitsversorgung 
beitragen, und der Datenfluss zwischen Zentral-, Regional- und Kommunalverwaltungen kann die 
Umsetzung umweltpolitischer Maßnahmen erleichtern. Bei der Übertragung von Personendaten 
stellen sich allerdings Fragen des Datenschutzes, und mögliche Nachteile sind hier sorgfältig 
abzuwägen. Auch der Zeitrahmen ist bei allen Initiativen realistisch einzuschätzen, da geraume Zeit 
verstreichen kann, bis die Vorteile zu greifen beginnen. 

…und wirtschaftspolitischer Ziele leisten. 

Die durch e-Government geförderte Senkung von Korruption, die größere Offenheit und das 
stärkere Vertrauen in die Regierung hilft auch, wirtschaftspolitische Ziele zu erreichen. Zu den 
positiven Effekten zählen ferner ein geringerer Mittelbedarf durch effizientere Maßnahmen sowie 
Effizienzsteigerungen und Produktivitätsverbesserungen in den Abläufen (durch IKT-gestützte 
administrative Vereinfachung und durch mehr amtliche Informationen). E-Government-Initiativen 
fördern angesichts der Reichweite und Einflusskraft des Staates die Entwicklung der 
Informationsgesellschaft und des elektronischen Handels. Auch zur Stützung des heimischen IKT-
Sektors kann der staatliche Konsum an IKT-Produkten und -Leistungen beitragen. All diese Effekte 
sind jedoch schwer zu quantifizieren.  

E-Government als maßgeblicher Reformtreiber 

In allen OECD-Staaten stellt sich die Frage der Modernisierung und Reform der öffentlichen 
Verwaltung, da die Entwicklungstrends - Globalisierung, neue Anforderungen an den Haushalt, sich 
wandelnde Ansprüche der Gesellschaft und der Bürger - einen ständigen Reformprozess erfordern.  
In vielen Bereichen lag die Informations- und Kommunikationstechnik dem Reformprozess zugrunde, 
z. B. durch mehr Transparenz, den einfacheren Austausch von Informationen und das Aufzeigen 
interner Ungereimtheiten.  
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E-Government zur Förderung der  Vertrauensbildung zwischen Staat 
und Bürgern 

Gutes Verwalten und Regieren setzt vertrauensvolle Beziehungen zwischen Staat und Bürgern 
voraus. IKT können vertrauensbildend wirken, da sie eine stärkere Bürgerbeteiligung am 
politischen Leben ermöglichen, Offenheit und staatliche Rechenschaftspflicht fördern und zur 
Vermeidung von Korruption beitragen. Wenn Beschränkungen und Schwierigkeiten in geeigneter 
Weise ausgeräumt sind, kann e-Government auch dem Einzelbürger helfen, sich in einer öffentlichen 
Diskussion Gehör zu verschaffen. IKT ist diesbezüglich so einzusetzen, dass die Bürger ermutigt 
werden, sich konstruktiv zu öffentlichen Belangen einzubringen. Durch die Technologie gilt es, die 
Politik zu öffnen und Maßnahmen für eine erhöhte Informationsqualität  und Rechenschaftslegung zu 
setzen. Auch Offlinedienste sind erforderlich, denn es wird kaum möglich sein, herkömmliche 
Methoden der Informationsverbreitung, Befragung und Teilnahme am öffentlichen Leben in 
absehbarer Zukunft komplett durch e-Government zu ersetzen. 

Externe Hemmnisse 

Als externe Hemmnisse, die sich der e-Government-Nutzung entgegen stellen können, sind u. a. 
rechtliche Einschränkungen, finanzielle und technologische Hürden und die digitale Kluft zu nennen. 
Obgleich auch interne Hindernisse (im Hinblick auf eine nahtlose Zusammenarbeit) von Bedeutung 
sind, sind externe Hürden vom Staat gesamtheitlich anzugehen und auszuräumen.   

Rechts- und Verordnungsrahmen als Faktor, der die 
Inanspruchnahme von  e-Government beeinträchtigen kann. 

Um e-Government-Verfahren voll zu nutzen, müssen sie die gleiche Rechtskraft wie der 
Schriftverkehr haben. Darüber hinaus gehen die heutigen Systeme meist von der Annahme aus, dass 
jede Stelle eigenständig arbeitet (im Hinblick auf Leistungsmanagement, Rechenschaftslegung und 
das Verbot der Datenübermittlung), was eine Zusammenarbeit unterbindet. Bevor weitere Fortschritte 
in den Online-Diensten erzielt werden können, müssen Fragen des Datenschutzes und der 
Datensicherheit geklärt sein. Ein weiteres Problem liegt in der Komplexität der Anforderungen. Es ist 
klarzustellen, was Ämter und Behörden tun und nicht tun können, insbesondere in den Bereichen der 
Datensicherheit und der technischen Normen. Diese Klarstellung ist insbesondere für kleinere Stellen 
wichtig. 

Der Haushaltsrahmen als Faktor zur Einschränkung von 
e-Government-Initiativen 

Zur Finanzierung eines nahtlosen Angebots von Verwaltungsdiensten und einer gemeinsamen 
Infrastruktur sollte die Haushaltsordnung Mechanismen zur Erleichterung gemeinsamer 
Finanzierungen vorsehen, wie abgestimmte Anträge für neue Mittel und das Zusammenlegen von 
Haushaltsmitteln. Darüber hinaus sollten angemessene IKT-Ausgaben als Investition betrachtet 
werden, aus der sich künftige Vorteile ableiten lassen und die mit angemessener Sicherheit künftige 
Finanzierungsmittel erschließen. Damit wird der Schwerpunkt bei den IKT-Ausgaben auf die 
Entwicklung kosteneffizienter Lösungen gesetzt. 
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In vielen OECD-Ländern stellen sich die Haushaltsverfahren einem effizienten e-Government 
entgegen. Es sind Anreize für bereichsübergreifende Projekte und Instrumente zur Messung des 
Investitionsrückflusses nötig. Zu bewerkstelligen wäre das im Rahmen einer gesamtstaatlichen 
Einschätzung der Vorteile des e-Government und der Verteilung der Einsparungen.   

Die Verwaltungen müssen sich auf den technologischen Wandel 
vorbereiten. 

Als Fortschrittshemmnis bei der Einführung von e-Government-Initiativen können sich alte 
Datensysteme, die unzureichende Entwicklung gemeinsamer Infrastrukturen und der rasche 
technologische Wandel erweisen. Dadurch erhöhen sich auch die Installations- und Unterstützungs-
kosten sowie das Risiko von Fehlschlägen. Diese Fragen werden nicht an Bedeutung verlieren, 
sondern sich mit dem fortgesetzten Technologiewandel auch in Zukunft stellen. Koordinatoren für e-
Government-Belange können einzelnen Behörden und Ämtern mittels Empfehlung einheitlicher 
Standards und Softwareintegrationstechnologien sowie der Entwicklung einer gemeinsamen 
Middleware oder anderer Infrastruktureinrichtungen in ihren Bemühungen beistehen. Zu den 
allgemeinen Methoden zur Anpassung an neue Technologien zählen ein technologieneutraler Rechts- 
und Verordnungsrahmen, Ausschreibungen mit Leistungsanforderungen und nicht auf Basis 
technischer Lastenhefte bei der Beschaffung neuer Technologien und eine zunehmende internationale 
Zusammenarbeit zur Harmonisierung der Ansätze. 

Die digitale Kluft verhindert die Nutzung der e-Government-Vorteile. 

Onlinezugriff hat Vorteile, die offline nicht reproduziert werden können, wie das 
Zusammentragen von Informationen aus verschiedenen Quellen, unabhängige Suchmaschinen und 
interaktive Anfragen.  Im OECD-Raum gibt es weiterhin signifikante Unterschiede im Zugang zu IKT 
und Internet. Am geringsten sind die Zugriffsmöglichkeiten bei den am stärksten benachteiligten 
Gruppen, die überdies häufige Kontakte zu staatlichen Stellen pflegen (z. B. Arbeitslose). Wenn dieser 
Personenkreis keinen Zugang zu e-Government-Diensten hat, entgehen ihm viele der dadurch 
entstehenden Vorteile. Ein verbesserter Onlinezugriff für das breite Publikum wird die Zahl der 
potenziellen Nutzer von e-Government-Diensten erhöhen; das allein rechtfertigt politische 
Maßnahmen zur Reduzierung der digitalen Kluft. 

Umsetzung von e-Government-Initiativen 

E-Government hinterfragt bestehende Arbeitsweisen. 

IKT sind mit Hinterfragung der öffentlichen Verwaltungspraxis in ein Gesamtpaket von 
Modernisierungsmaßnahmen, organisatorischen Veränderungen und Reformen (einschließlich mehr 
Teamarbeit, Flexibilisierung der Arbeits- und Vergütungsbedingungen und mehr Knowledge-
Management) zu integrieren. Es wird nicht nur ein einziges Modell einer e-Government-gestützten 
Organisation geben. E-Government-Koordinatoren sollten IKT als Instrument zur leichteren 
Herbeiführung von Veränderungen einsetzen und nicht versuchen, die öffentliche Verwaltung 
ausgehend von der jetzigen Technologie umzugestalten. 
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E-Government erfordert Führungsstärke. 

Leadership und Enthusiasmus, seien es Einzelpersonen oder eine Einrichtung, waren für viele 
e-Government-Fortschritte Ausschlag gebend. Leadership erfordert eine kohärente Vision, 
Engagement und Handeln. Im Frühstadium des e-Government braucht es Führungsstärke, um neue 
Konzepte durchzusetzen und den Umsetzungsrahmen abzustecken, später dann für das Change 
Management und die fortgesetzte Unterstützung von Initiativen, da sich die Vorteile ja meist nicht 
sofort einstellen.   

Leadership ist somit in Politik und Verwaltung auf jeder Ebene nötig. Durch politische Führung 
wird e-Government zur Priorität erhoben und der Veränderungsprozess durch Aufzeigen einer 
Gesamtperspektive begleitet. In den Verwaltungen wird durch Übernehmen der Führungsrolle dazu 
beigetragen, den politischen Willen in Aktionspläne umzusetzen. 

Nahtlose Verwaltungsdienste werden zu mehr behördlicher 
Zusammenarbeit führen. 

Nahtlose Verwaltungsdienste erfordern eine engere Zusammenarbeit zwischen den einzelnen 
Stellen und Verwaltungskörperschaften. Dabei kann es sich nicht um eine rein technische 
Zusammenarbeit handeln. Die betreuten Zielgruppen sind als gemeinsame Kunden anzusehen. Mit 
zunehmend komplexeren (und teureren) Diensten wird die Zusammenarbeit auch durch die 
Notwendigkeit, effizienter zu arbeiten, zunehmen. Aufgabe der E-Government-Koordinatoren sollte 
es sein, bei der Planung nahtloser Dienste zu helfen, Katalysatorprojekte zu finanzieren, die Regeln 
zur gemeinsamen Nutzung von Daten zu klären und Fragen der Rechenschaftspflicht zu behandeln. 
Wenn die aktuelle Arbeitspraxis eine Zusammenarbeit schwierig macht, sind die Kooperations-
hindernisse  zu beseitigen. 

Das Hauptdilemma, das es zu lösen gilt, besteht für die Koordinatoren jedoch darin, alle Vorteile 
eines gemeinsamen Ansatzes und einer koordinierten Vorgehensweise zu nutzen und zugleich im 
Rahmen der Verantwortlichkeit und Rechenschaftspflicht weiterhin das Handeln und die Ergebnisse 
der einzelnen Stellen nachvollziehen zu können. Zu den bisherigen Ansätzen zählen gesamtheitliche 
Leitungsstrukturen, Interoperabilitätsstandards, gemeinsame Infrastrukturen und zukunftsweisende 
Schlüsselprojekte. Darüber hinaus gilt es, die Anforderungen in Bezug auf die IKT-Nutzung 
regelmäßig zu überprüfen. 

Notwendigkeit von  e-Government-Kompetenzen in 
Leitungsfunktionen 

Mit der Einführung von e-Government sind im Verwaltungsapparat zunehmend IKT-
Kompetenzen erforderlich. Es sind nicht nur rein anwendungsspezifische Kompetenzen. Die Träger 
von Leitungsfunktionen in der Verwaltung benötigen auch weiter gefasste Kompetenzen, um IKT-
Entscheidungen treffen zu können. Dazu gehört technisches Grundwissen (IT-Kompetenzen), aber 
auch Wissen über Informationsmanagement und die Informationsgesellschaft. Führungskräfte müssen 
in der Lage sein, die IT-Abteilung und externe Partner zu führen (und nicht umgekehrt) und die 
jeweilige IKT-Strategie in eine Gesamtperspektive einzubinden.   

Darüber hinaus sind herkömmliche Führungskompetenzen zu aktualisieren und zu stärken, um die 
Begleiteffekte bei der Einführung von e-Government zu steuern. Weitere erforderliche Kompetenzen 
sind Performance-Management, Methoden der Rechenschaftslegung, bereichsübergreifende 
Zusammenarbeit und Public-Private-Partnerships. Von den Verwaltungen sind die nötigen Schritte in 
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die Wege zu leiten, um die Kompetenzen für wirksame elektronische Verwaltungsdienste zu 
identifizieren und (durch Schulung oder Outsourcing) bereitzustellen. 

E-Government umfasst meist Public-Private-Partnerships. 

Bei fast allen e-Government-Aktivitäten wird der Privatsektor hinzugezogen, um Kompetenzen 
und Produkte zu erwerben, das Risiko zu reduzieren, privates Kapital mit einzubinden und staatliche 
Dienste mit privaten Angeboten zu verbinden. Dabei von Hilfe sind innovative Vereinbarungen mit 
flexiblen Langzeitpartnerschaften und geteiltem Nutzen und Risiko, um sich an den 
Technologiewandel anzupassen und Chancen zu nutzen. E-Government-Koordinatoren sollten 
gemeinsam mit Beschaffungsabteilungen und Schlüsselbehörden einen Public-Private-Partnership-
Rahmen für e-Government erarbeiten. Teil dieses Rahmens sollten Vorschriften für Prüfung und 
Rechenschaftslegung solcher IKT-Partnerschaften bilden. 

Die Einführung von  e-Government-Diensten kann sich als riskant, 
teuer und schwierig erweisen. 

Die Einführung von e-Government-Diensten kann riskant, teuer und schwierig sein und zieht 
stets Veränderungen nach sich. Gegen Veränderungen gibt es meist Widerstand, der zu verpassten 
Gelegenheiten und unnotwendigen Ausgaben führen kann. Beeinträchtigend wirken dabei auch ein 
ineffizientes Projektmanagement, technologische Unzulänglichkeiten, die Nachteile der Alleinstellung 
als Vorreiter, unstete Finanzierungsflüsse und irrealistische politische Forderungen. Wenn IKT-
Projekte fehlschlagen, sind Kostenüberziehungen und Unzulänglichkeiten in der Erbringung von 
Diensten für jedermann sichtbar.   

Überwachung und Bewertung sind für ein effizientes e-Government 
wesentlich. 

Zur weiteren Unterstützung durch die Politik und Allgemeinheit sind bei der Einführung von 
e-Government-Diensten die Auswirkungen und Vorteile klar zu deklarieren. Die Bewertungen 
müssen realistisch und in einem für die Entscheidungsträger nützlichen Zeitrahmen erfolgen. Dabei 
sind prioritär die Nachfrage, die damit verbundenen Vorteile und die Servicequalität zu bewerten. Die 
Hauptschwäche der meisten e-Government-Initiativen in den OECD-Ländern ist die Einschätzung der 
Nachfrage. Angesichts der immer komplexeren und kostenaufwändigeren Dienste wird dieser Punkt 
von zunehmender Bedeutung sein. 

Schlussfolgerungen und künftige Herausforderungen 

Die Verwaltungen stehen unter Druck… 

Die Verwaltungen werden weiterhin unter Druck stehen, um auf gesellschaftliche Veränderungen 
zu reagieren, ihre Effizienz zu steigern und Fragen der Datensicherheit und des Datenschutzes zu 
behandeln. Sowohl die Bürger als auch die Wirtschaft erwarten, dass sich die Verwaltungen anpassen. 
Mit zunehmender Verbreitung der Informationsgesellschaft wird diese Erwartungshaltung steigen.  
Die Verwaltungen müssen ferner mit dem stetigen Wandel der Technologien mithalten. Die 
Entscheidungen von heute werden die Möglichkeiten der Zukunft beeinflussen. Die beeindruckenden 
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ersten, deutlich sichtbaren Ergebnisse der virtuellen Verwaltung (Internetauftritte, eine Reihe von 
komplexen Transaktionsdiensten, Portale) stehen in scharfem Kontrast zum nächsten Schritt des 
e-Government, der Entwicklung der zugrunde liegenden Infrastruktur, vernetzter Backoffice-Dienste 
und zunehmend komplexer Leistungsangebote. Dafür sind noch mehr Zusammenarbeit zwischen allen 
Verwaltungsebenen, höhere Finanzierungen und tiefgreifendere organisatorische Veränderungen 
nötig. Die Verwaltungen sind dabei, sich langsam anzupassen, und neigen dazu, die 
Informationsrevolution und den e-Government-Prozess als nur eine von vielen Herausforderungen, 
mit denen sie konfrontiert sind, anzusehen. 

…und müssen die e-Government-gestützten Reformprozesse 
fortsetzen. 

Der Begriff "e-Government", wie er im Rahmen des OECD E-Government Project Anwendung 
findet, bezieht sich auf die Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien, um besser 
regieren und verwalten zu können. E-Government heißt nicht business as usual, sondern will IKT für 
einen gezielten Wandel von Verwaltungsstrukturen, Verfahren und vor allem der Verwaltungskultur 
einsetzen. Die im Zuge der Einführung von e-Government unabdingbare Modernisierung der 
Verwaltungsstrukturen, des Staats- und Verwaltungsaufbaus und aller Verwaltungsverfahren wird sich 
signifikant auf die Art und Weise auswirken, wie künftig Verwaltungsdienste erbracht, Politiken 
umgesetzt und wie die Behörden arbeiten werden. Mit zunehmender Verbreitung von e-Government 
gilt es eine Balance zwischen dem Schutz der Bürgerrechte und einem Angebotsspektrum zu finden, 
das mit effizienteren, stärker integrierten Diensten und einer stärkeren Einbindung in politische 
Prozesse noch mehr auf die Erfordernisse eingeht. Was als technische Government-Herausforderung 
beginnt, um mit Maßnahmen und Diensten schneller auf die Wünsche der Bürger zu reagieren, 
entwickelt sich zu einer Governance-Frage. 

Internet und die IT-Technologien haben den Grundstock für mehr Informationsaustausch 
zwischen Verwaltung und Bürgern und für die Einführung der oft herbeigerufenen vernetzten 
stufenlosen Verwaltung gelegt. Auch wenn es gewiss kein Einheitsmodell einer e-Government-
gestützten Verwaltung geben wird und sich die Behörden mit zunehmender IKT-Verbreitung noch 
weiter ändern werden, lassen sich durch e-Government einzelne Bereiche der Verwaltung ungeachtet 
rechtlicher Abgrenzungen und hierarchischer Ebenen vernetzen. Es stellt sich auch die Frage, ob die 
bestehenden internen und territorialen Abgrenzungen nicht beibehalten werden können, und nur 
versucht werden soll, dem Bürger mit e-Government eine einfache One-Stop-Anlaufstelle zu bieten. 
Der Kooperationsbedarf geht jedenfalls über die Zentralverwaltung hinaus und muss auch die 
regionale und kommunale Ebene mit einschließen. Was als technischer Ansatz, um bessere Dienste zu 
bieten, begonnen haben mag, kann sich zu einer alle Grenzen in den Verwaltungsstrukturen und 
-aufgaben durchbrechenden nahtlosen Verwaltung entwickeln, um den Nutzern von Diensten und 
Bürgern eine einheitliche Anlaufstelle zu bieten.   

Die Vorteile des e-Government gewinnbringend zu nutzen, wird nicht einfach sein und erfordert 
koordiniertes Handeln in allen in diesem Bericht angeschnittenen Bereichen. Als Rahmen für künftige 
Maßnahmen sollen die nachstehenden E-Government-Leitlinien dienen. 
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LEITLINIEN FÜR ERFOLGREICHES E-GOVERNMENT 

Leitbild/politischer Wille 
1. Leadership und Engagement: Leadership und Engagement, sowohl in der Politik als auch in der 

Verwaltung, sind unumgänglich, um einen Wandel herbeizuführen. Es braucht engagierte 
Führungspersönlichkeiten, um einen mit Gewohnheiten brechenden Wandel zu begleiten, 
durchzuhalten, wenn sich die Vorteile nicht sofort einstellen, zu reagieren, wenn Dinge schief 
laufen, sowie Leitbilder und Pläne für die Zukunft zu erstellen. 

2. Integration: E-Government ist ein Mittel und kein Selbstzweck und ist in einen breiteren 
politischen und auf Servicequalität abzielenden Rahmen, allgemeine Verwaltungsreformen und 
die Entwicklung der Informationsgesellschaft einzubetten.  

Gemeinsame Rahmen/Kooperation 
3. Zusammenarbeit zwischen Behörden: Am effizientesten ist e-Government, wenn die Behörden 

bürger- und bedarfsgerecht zusammenarbeiten. Dafür sind gemeinsame Rahmenbedingungen zur 
Gewährleistung der Interoperabilität und Maximierung der Effizienz bei der Einführung sowie zur 
Vermeidung von Doppelarbeit erforderlich. Als Rahmen für Initiativen einzelner Verwaltungen 
sind gemeinsame Infrastrukturen zu entwickeln. Die Kooperation kann durch Anreize gefördert 
werden. 

4. Finanzierung: IKT-Aufwendungen sind als Investition mit entsprechender Rückflusskalkulation 
anzusehen. E-Government-Projekte erfordern ein gewisses Maß an Finanzierungssicherheit, damit 
sie Bestand haben, Mittel nicht vergeudet werden und maximaler Nutzen aus den investierten 
Mitteln gezogen werden kann. Ein zentrales Finanzierungsprogramm kann einen Beitrag zur 
Förderung von Innovation und zur Entwicklung von wichtigen Vorzeigeprojekten leisten. 

Bürgerfokus 
5. Zugriff: Die Politik der Verwaltungen muss auf die Verbesserung des Zugriffs zu Online-

Diensten abzielen. Viele Vorteile von Online-Informationen und -diensten sind offline nicht 
reproduzierbar, so dass für diejenigen, die keinen Zugriff haben, sofern nichts unternommen wird, 
die Gefahr der Ausgrenzung besteht. 

6. Wahlmöglichkeit: Im Umgang mit Behörden sollten Bürger die Wahl haben, die durch die 
Einführung von Online-Diensten nicht beschränkt werden darf. Für den Zugang zu 
Verwaltungsstellen sollte das Prinzip "keine falsche Tür" gelten. Bei der Erstellung des 
Serviceangebots ist nachfragegerecht vorzugehen. 

7. Einbeziehung der Bürger: E-Government-gestützte Informationen und Dienste müssen von 
hoher Qualität sein und die Bürger in das politische Leben einbeziehen. Eine auf Qualität bedachte 
Informationspolitik und Feedbackmechanismen tragen dazu bei, den Bürgern zweckdienliche 
Informationen bereit zu stellen und so ihre Teilnahme am öffentlichen Leben zu stärken. 

8. Datenschutz: E-Government darf nicht zu Lasten des erwarteten Datenschutzes gehen und ist mit 
dem Ziel des Schutzes von Personendaten anzugehen. 
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Verantwortlichkeit 
9. Rechenschaftspflicht: E-Government kann zur größeren Transparenz von Verwaltungsprozessen 

und politischen Maßnahmen beitragen und somit die Rechenschaftslegung verstärken. Durch 
entsprechende Regelungen ist klarzustellen, wer bei gemeinsamen Projekten und Initiativen die 
Verantwortung trägt. Das gilt auch für Partnerschaften mit dem Privatsektor. 

10. Überwachung und Bewertung: Um von Bestand zu sein, sind bei Einführung von 
e-Government-Projekten der Bedarf, die Kosten, die Vorteile und Auswirkungen zu ermitteln. Es 
kann keine Unterstützung zur Einführung von e-Government erwartet werden, wenn der 
potenzielle Nutzen nicht klar aufgezeigt wird. 
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Die vorliegende Kurzfassung enthält die Übersetzung von Auszügen aus: 
OECD E-Government Studies: The E-Government Imperative 

Etudes de l'OCDE sur l'administration électronique   

L'administration électronique : un impératif 
© OECD, 2003 

 

 

OECD-Publikationen und -Kurzfassungen (Overviews) sind verfügbar unter: 

www.oecd.org/bookshop/ 

Geben Sie im Online-Buchladen im „Title Search“-Suchfeld „Overview“ oder den 

englischen Titel der Veröffentlichung ein (es besteht systematisch ein Link 

zwischen den Kurzfassungen und der englischen Originalfassung). 

 

 

Die Kurzfassungen werden von der Abteilung Rechte und Übersetzungen, 

Direktion Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation, ausgearbeitet. 

E-Mail: rights@oecd.org / Fax: +33 1 45 24 13 91 
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Die Wiedergabe dieser Kurzfassung ist unter Angabe der Urheberrechte der OECD 
sowie des Titels der Originalausgabe gestattet. 
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